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AYMAN BANI OWDA 

Der palästinensische Menschenrechtler und Sozialarbeiter Ayman Bani Owda aus dem besetzten Westjordanland wird 

ohne Anklage oder Verfahren in einem israelischen Gefängnis außerhalb des besetzten Gebiets festgehalten. Der 

Vater von vier Kindern befindet sich allein wegen seiner Menschenrechtsarbeit seit dem 17. November 2025 im 

willkürlichen Gewahrsam der israelischen Streitkräfte. Am 14. Dezember 2025 hat ein israelisches Militärgericht eine 

sechsmonatige Verwaltungshaftanordnung gegen ihn bestätigt. Ayman Bani Owda muss umgehend und bedingungslos 

freigelassen werden. 

Ayman Bani Owda, ein bekannter palästinensischer Menschenrechtler und Sozialarbeiter, wird derzeit im Gilboa-

Gefängnis im Norden Israels festgehalten. 

Am 17. November 2025 wurde der 43-jährige Ayman Bani Owda aus der Stadt Tammoun im Gouvernement Tubas 

im Westjordanland vom israelischen Militär festgenommen. Er war gerade in der Ortschaft Fasayil im zentralen 

Jordantal des besetzten Westjordanlands eingetroffen, um dort das tägliche Leid einer palästinensischen 

Gemeinschaft zu dokumentieren, die von der unmittelbaren Gefahr einer Zwangsumsiedlung bedroht ist. 

Zwei Tage lang wurde Ayman Bani Owda ohne Kontakt zur Außenwelt festgehalten. Sowohl die israelische Polizei 

als auch das Militär weigerten sich trotz wiederholter rechtlicher Anfragen seiner Anwältin, zu bestätigen, dass er 

sich in ihrem Gewahrsam befand. Erst auf anhaltenden Druck gab die israelische Armee bekannt, dass er sich auf 

dem Militärstützpunkt Samra im Jordantal befunden hatte, wo er im Freien festgehalten, mit Handschellen 

gefesselt und körperlich misshandelt wurde. Anschließend brachten die Sicherheitskräfte ihn in das Meggido-

Gefängnis. Sechs Tage später wurde Ayman Bani Owda wegen vager Vorwürfe der „Aufwiegelung gegen den Staat 

Israel“ verhört.  

Am 14. Dezember 2025 bestätigte ein israelisches Militärgericht eine viermonatige Verwaltungshaftanordnung 

gegen ihn. Ayman Bani Owda ist einer von Tausenden Palästinenser*innen, die ohne Anklage oder 

Gerichtsverfahren festgehalten werden. Wie allen palästinensischen Inhaftierten werden auch ihm 

Familienbesuche verweigert. Ayman Bani Owda wird allein wegen seines Einsatzes für die Menschenrechte 

willkürlich festgehalten. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 
 

Ayman Bani Owda, auch bekannt als Ayman Ghrayeb, ist ein 43-jähriger Menschenrechtler und Aktivist aus der 

Stadt Tammoun im Gouvernement Tubas im Norden des besetzten Westjordanlands. Er ist Mitbegründer der 

Frauenkooperative Ikhilia Women Cooperative und war bis zu seiner Festnahme deren Vorstandsvorsitzender. Die 

Kooperative bietet Unterstützung für palästinensische Landarbeiter*innen und Gemeinschaften im Jordantal. 

Ayman Bani Owda ist Vater von vier Kindern, von denen das jüngste noch keine zwei Jahre alt ist.  

Seit 2007 widmet er sein Leben der Menschenrechtsarbeit und dokumentiert Menschenrechtsverletzungen im 

Jordantal. Hier droht palästinensischen Beduinen- und Hirtengemeinschaften angesichts der Gewalt der 

israelischen Armee und staatlich unterstützter Siedler*innen sowie der Zugangsbeschränkungen zu Weideland die 

unmittelbare Zwangsumsiedlung. Nach Angaben des Büros der Vereinten Nationen für die Koordinierung 

humanitärer Angelegenheiten im besetzten palästinensischen Gebiet (OCHA-OPT) wurden zwischen Januar 2023 

und dem 16. Februar 2026 insgesamt 4.765 Palästinenser*innen aus 97 Siedlungen und Gemeinden im C-Gebiet 

des Westjordanlands vertrieben; 35 Prozent der Vertriebenen, also 1.656 Personen, stammen aus dem Jordantal. 

Allein im Januar 2026 wurden über 600 Palästinenser*innen aus der beduinischen Gemeinschaft Ras Ein al-Ouja 

im zentralen Jordantal vertrieben. Dies war die größte Vertreibung aus einer einzelnen Gemeinde aufgrund von 

Angriffen durch Siedler*innen in den letzten drei Jahren. 



 

 

 

 

Am 17. November 2025, als Ayman Bani Owda in der Gemeinde Fasayil eintraf, um Menschenrechtsverletzungen 

gegen die Hirt*innen zu dokumentieren, versperrten ihm zwei israelische Siedler*innen den Weg und riefen die 

israelische Armee, um ihn festnehmen zu lassen. Ayman Bani Owda wurde zunächst von einem zivilen 

Sicherheitskoordinator einer nahegelegenen Siedlung festgenommen, bevor er in Polizeigewahrsam überstellt 

wurde. Zwei Tage lang blieb sein Verbleib unbekannt, und erst nach beharrlichem Druck durch die von der 

Menschenrechtsorganisation Human Rights Defenders Fund (HRDF) bestellte Rechtsanwältin Riham Nasra und 

der Androhung, einen Antrag auf richterliche Haftprüfung zu stellen, gab die israelische Armee bekannt, dass er 

heimlich auf dem Militärstützpunkt Samra im Jordantal festgehalten wurde. Im Militärgewahrsam war Ayman Bani 

Owda körperlicher Gewalt ausgesetzt. Sechs Tage nach seiner Festnahme wurde er wegen vager Vorwürfe der 

„Aufwiegelung gegen den Staat Israel“ verhört. Am 14. Dezember bestätigte ein Militärgericht eine sechsmonatige 

Verwaltungshaftanordnung, die es staatlichen Stellen erlaubt, Menschen ohne Anklage und Gerichtsverfahren zu 

inhaftieren. In Israel können Verwaltungshaftanordnungen für einen Zeitraum von maximal sechs Monaten 

verhängt werden, allerdings können sie immer wieder verlängert werden. Die Beweislage wird den Inhaftierten 

vorenthalten, weshalb diese weder ihre Inhaftierung anfechten können noch wissen, wann sie freigelassen werden.  

Der Einsatz von Verwaltungshaft gegen Palästinenser*innen seitens der israelischen Behörden hatte 2023 bereits 

ein Rekordhoch erreicht, bevor die Behörden ab dem 7. Oktober 2023 damit begannen, noch stärker davon 

Gebrauch zu machen. Nach Angaben der israelischen Menschenrechtsorganisation HaMoked befanden sich im 

Februar 2026 insgesamt 3.358 Palästinenser*innen in israelischer Verwaltungshaft. Dazu kommen weitere 249 

Palästinenser*innen aus dem Gazastreifen, die, ebenfalls ohne Anklage oder Gerichtsverfahren, gemäß dem Gesetz 

über ungesetzliche Kombattanten festgehalten werden. 

SCHREIBEN SIE BITTE FAXE, E-MAILS ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Bitte treten Sie dafür ein, dass Ayman Bani Owda unverzüglich und bedingungslos freigelassen wird, damit er zu 

seiner Familie und zu seiner Gemeinschaft zurückkehren kann. Bis zu seiner Freilassung bitte ich Sie 

nachdrücklich, dafür zu sorgen, dass er menschlich behandelt und vor Folter und anderen Misshandlungen 

geschützt wird.  

 

APPELLE AN 
GENERALMAJOR 
Maj: Gen. Avi Bluth 
IDF Central Command 
Fax: 00972 2 530 5741, 00972 2 530 5724 
E-Mail: pniot.tzibur.il@gmail.com, 
yoayosh@idf.il 
 

BRIGADEGENERAL 
Brig. Gen. Orly Markman 
IDF President of the Military Court of Appeals 
E-Mail: mazkirut_yvdz@idf.il, 0747937910@court.gov.il 
(Anrede: Dear Maj. Gen Avi Bluth and Brig. Gen. Orly 
Markman /  
Sehr geehrter Herr General Bluth, sehr geehrter Herr 
General Markman)  
 

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DES STAATES ISRAEL 
S.E. Herrn Ron Prosor 
Auguste-Viktoria-Straße 74–76 
14193 Berlin 
Fax: 030-8904 5555 
E-Mail: botschaft@israel.de 

 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Hebräisch, Arabisch, Englisch oder auf 

Deutsch. Falls Sie erst später schreiben können, bitten wir Sie, nach dem 30. September 2026 keine Appelle 

mehr zu verschicken. 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I Iurge you to act swiftly to immediately and unconditionally release Ayman Bani Owda so that he can return to his 

family and community. Pending his release, I also urge you to ensure he is treated humanely and protected from 

any form of torture and other ill-treatment. 
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HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 
 

Der Einsatz von Verwaltungshaft gegen Palästinenser*innen seitens der israelischen Behörden hatte 2023 bereits 

ein Rekordhoch erreicht, bevor die Behörden ab dem 7. Oktober 2023 damit begannen, noch stärker davon 

Gebrauch zu machen. Nach Angaben der israelischen Menschenrechtsorganisation HaMoked befanden sich im 

Februar 2026 insgesamt 3.358 Palästinenser*innen in israelischer Verwaltungshaft. Dazu kommen weitere 249 

Palästinenser*innen aus dem Gazastreifen, die, ebenfalls ohne Anklage oder Gerichtsverfahren, gemäß dem Gesetz 

über ungesetzliche Kombattanten festgehalten werden. 

Der systematische Einsatz von Verwaltungshaft durch die israelischen Behörden verletzt internationale 

Menschenrechtsnormen. Ihr Einsatz stellt eine willkürliche Inhaftierung dar und kann grausamer, unmenschlicher 

und erniedrigender Behandlung oder Strafe gleichkommen, wenn Menschen über lange Zeit oder wiederholt in 

Verwaltungshaft genommen werden. Israels willkürlicher, pauschaler und diskriminierender Einsatz der 

Verwaltungshaft stellt eine unmenschliche Handlung dar, die dazu dient, das Apartheidsystem gegenüber den 

Palästinenser*innen aufrechtzuerhalten.  

Walaa, Ayman Bani Owdas Frau, sagte gegenüber Amnesty International: „Seit Aymans Festnahme führt unser 16-

jähriger Sohn, der seinem Vater sehr nahesteht, ein Tagebuch, das an seinen Vater gerichtet ist, und schreibt ihm 

darin von seinen Problemen und davon, wie sehr er ihn vermisst. Wir alle brauchen ihn wieder hier bei uns.“ Wie 

sie Amnesty weiter berichtete, stürmte am 27. November 2025, zehn Tage nach der Festnahme von Ayman Bani 

Owda, das israelische Militär bei einer Razzia in Tammoun in ihr Haus und quartierte sich zwei Tage lang dort ein. 

Die Familie wurde währenddessen aus dem Haus geworfen. Als sie danach zurückkam, fand sie das Haus 

verwüstet vor.  

Ayman Bani Owda wird derzeit im Gilboa-Gefängnis im Norden Israels festgehalten. Dies stellt einen Verstoß gegen 

das Vierte Genfer Abkommen dar, nach der die Verlegung von Gefangenen außerhalb des besetzten Gebiets 

strengstens verboten ist. Die israelischen Behörden müssen Ayman Bani Owda und alle willkürlich inhaftierten 

Palästinenser*innen unverzüglich und bedingungslos freilassen.  

 


